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Podium 

▶ Herr Gabriel, Vorsitzender des Stadtentwicklungsausschusses

▶ Herr Wittmann,
Bezirksamt Bergedorf / Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung (Bebauungsplanverfahren)

▶ Frau Weidler, Büro wrs (Bebauungsplanentwurf)

▶ Jasmin Jacob-Funck, Büro wrs (Protokollführung)

Weitere Beteiligte (im Publikum) 

▶ Frau Gloyer, Firma BONAVA (Vorhabenträgerin)

▶ Frau Schulz-Schwenson, Firma BONAVA (Vorhabenträgerin)

▶ Herr Münzesheimer (siebrecht münzesheimer architekten)
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Tagesordnung 

1. Begrüßung

2. Ziel der öffentlichen Plandiskussion, Vorstellung des Plangebiets

3. Ziel und Zweck der Planung

4. Was sind Bebauungsplan und Bebauungsplanverfahren und wie
nimmt die Öffentlichkeit daran teil?

5. Bebauungskonzept

6. Auswirkungen der Planung

7. Fragen und Diskussion

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 
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Ziele der heutigen Öffentlichen Plandiskussion (ÖPD) 

• Über Ziele, Grundzüge und Auswirkungen der Planung informieren,

• Ihre Mitwirkungsmöglichkeiten vorstellen,

• Ihre Fragen beantworten,

• unsere Meinungen austauschen,

• Ihre Bedenken und Anregungen diskutieren,

• Fragen notieren, die noch nicht beantwortet werden können,

• Beratung der politischen Gremien vorbereiten.

• A) Vortragsteil – ein Überblick über den bisherigen Planungsideen
• B) Diskussion – mit Vertiefung von einzelnen Themen
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Lage des Plangebiets 
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Plangebiet heute – ein Gebiet in steter Veränderung 
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Plangebiet: Siedlungsentwicklung 1925 - 1930 

• Der Bereich „Auf der
Bojewiese“ wurde parzelliert,
erste Wohngebäude wurden
errichtet.

• Die Parzellen sind lang und
schmal, ermöglichen
umfangreichen Anbau von
Obst und Gemüse und die
Kleintierhaltung für die
Selbstversorgung.

• Im bzw. am Rande des
Plangebiets befindet sich ein
größeres Anwesen, das in
einer späteren Karte als
„Versorgungsheim“
bezeichnet wird.
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Plangebiet: Siedlungsentwicklung 1960er Jahre 

• Nördlich der Bille entsteht
ab 1961 das Wohngebiet
„Moosberg“.

• Die Baugenossenschaft
Bergedorf-Bille baut 56
Reihenhäuser und 36
Kleinsiedlerstellen.

• Von den 164 Geschoss-
wohnungen werden 48 als
„Rentnerwohnungen“
gebaut.

• Außerdem werden 30% der
Wohnungen für
Jungverheiratete reserviert.

• Die Hochspannungsleitung
wird gebaut.

Ziele: 
• Maßnahme gegen

Nachkriegswohnungsnot
• Günstiger Wohnraum in

einer gemischten Bauweise



9 

Siedlungsentwicklung 1970er Jahre 

• Das „Versorgungsheim“ wird
weiterentwickelt – das
Seniorenheim entsteht.

• Dreigeschossige Gebäude
werden errichtet.

• Fazit: Das Gebiet befindet sich
in einem steten städtebaulichen
Wandel.
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Wohnungsbaupolitische Vorgaben 

12 

• Das Plangebiet liegt heute brach. Die Betreiber des Seniorenheims
sahen keinen Bedarf für eine Erweiterung.

• Daher hat die Bezirksversammlung als politisches Gremium das Ziel
beschlossen, zwischen dem Seniorenheim Moosberg und der Bille
Wohnungsbau zu entwickeln.

• Das Plangebiet bietet sich aufgrund seiner Nähe zu anderen
Wohngebieten, zum ÖPNV, zu Arbeitsplätzen, Sportanlagen, Schulen
und anderen sozialen Einrichtungen sowie zum Naherholungsgebiet für
eine Entwicklung als Wohnstandort an.

• Eine wichtige Rahmenbedingung war das Wohnungsbauprogramm,
das für Bergedorf mittlerweile 800 Wohnungen jährlich vorsieht.
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Wohnungsbaupolitische Vorgaben 

13 

• Das Bezirksamt hatte verschiedene Konzepte für die Nutzung und die
Bebauung entworfen und in einer Öffentlichen Anhörung mit der
interessierten Bevölkerung diskutiert.

• Teile der anwesenden Bevölkerung hatten sich gewünscht, dass
Wohnungen für Studenten und Senioren angesiedelt werden sowie
soziale Einrichtungen, insbesondere für Senioren und Kinder.

• Die politischen Gremien haben aus der öffentlichen Anhörung nach
umfangreichen Diskussionen folgende Schlüsse gezogen:
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Wohnungsbaupolitische Vorgaben 

14 

• Entstehen soll Geschosswohnungsbau.
• Mindestens 30% aller Wohnungen sollen öffentlich gefördert sein.
• Gebaut werden sollen 40% senioren- und 40% familiengerechte

Wohnungen.
• Alle Wohnungen sollen eine barrierereduzierte Grundausstattung erhalten.
• Je 5 senioren- und familiengerechte Wohnungen sollen für Menschen

reserviert werden, die sich wohnungssuchend gemeldet haben.
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Städtebauliche Vorgaben 

15 

• Ausreichender Abstand zur Hochspannungsleitung entsprechend den
Empfehlungen der Gesundheitsbehörde.

• Die bauliche Struktur soll die Nachbarschaft berücksichtigen, d.h. zwischen
den eingeschossigen Einfamilienhäusern und dem dreigeschossigen
Seniorenheim vermitteln. Insofern sollen die neuen Gebäude zwei- bis
dreigeschossig werden.



14 

Ausschreibung 

16 

• Da es sich um ein städtisches Grundstück handelt, wurde eine
Konzeptausschreibung durchgeführt. Hierbei hat sich die Stadt an
Unternehmen gewandt, die Grundstücke entwickeln und bebauen.

• In die Ausschreibung wurden sowohl die städtebaulichen als auch die
wohnungsbaupolitischen Ideen eingegeben.

• Zudem floss die Kaufpreisvorstellung der Interessenten in die
Ausschreibung ein.

• An der Ausschreibung beteiligten sich zwei Unternehmen.
• Bei der Entscheidung für den bevorzugten Entwurf war letztlich nur die

Konzeptqualität entscheidend, nicht der angebotene Grundstückspreis.
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Zweck und Bedeutung des Planverfahrens 

• Die Entwicklung von Wohnungsbau setzt voraus, dass das
Planungsrecht  Wohnungsbau zulässig.
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Bestehendes Planrecht 
Flächennutzungsplan 

 => keine Planänderung erforderlich! 

Der Flächennutzungsplan stellt für das Plangebiet Wohnbaufläche dar. 
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Bestehendes Planrecht 
Landschaftsprogramm 

Das Landschaftsprogramm stellt für das Plangebiet Wohnbaufläche dar. 

 => keine Planänderung erforderlich! 
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Bestehendes Planrecht 

Bebauungsplan Lohbrügge 42 / Bergedorf 52 
festgestellt am 25. August 1970 

Fläche für den 
Gemeinbedarf „Alten-
und Pflegeheim“ 
Keine Regelung über 
die Dichte der 
Bebauung 
Keine Regelung über 
die Höhe der Bebauung 

Wohnungsbau ist nicht 
zulässig 
 => Für Wohnungsbau 
ist ein neuer 
Bebauungsplan 
erforderlich. 

  Aktuelles 

Plangebiet 
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Änderung von Flächennutzungsplan, Landschaftsprogramm 
Aufstellung eines Bebauungsplans 

„Planänderung?“ 

„Was sind das für Pläne?“ 

„Wie geht denn das?“ 

„Werde ich beteiligt?“ 
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Was ist der Inhalt eines Bebauungsplans? 

• bestimmen die Art der zulässigen Nutzung (Wohngebiete, Dorfgebiete,
Gewerbegebiete,  Straßenverkehrsflächen, Flächen für den Gemeinbedarf,
Flächen für die Landwirtschaft, Grünfläche usw.),

• bestimmen das Maß der Nutzung (z.B. Dichte, Höhe, Geschossigkeit),

• können die Anordnung von Gebäuden und die nicht überbaubaren Flächen
festsetzen,

• können die Zahl der Wohneinheiten in Wohngebäuden regeln,

• können die Gestaltung regeln,

• können Anpflanzungen regeln,

• können naturnahe Flächen festsetzen,

▶ usw.

Bebauungspläne ... 
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Das Bebauungsplanverfahren und die  
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (1) 

Die Erarbeitung eines Bebauungsplans erfolgt in einem 
Bebauungsplanverfahren, dessen Ablauf im Baugesetzbuch geregelt 
ist. Es sichert die Beteiligung der Öffentlichkeit und von Fachleuten. 

Im Bebauungsplanverfahren werden … 
• die städtebaulichen und landschaftsplanerischen Vorstellungen sowie

die Fachgutachten erarbeitet,
• die unterschiedlichen Interessen und Ideen ermittelt,
• diese Interessen und Ideen gegeneinander und untereinander

abgewogen (soweit sie sich widersprechen).

Beteiligte sind … 
… die Öffentlichkeit, die Politik, der Bezirksamtsleiter mit der Verwaltung, 
die Träger öffentlicher Belange und häufig auch die Vorhabenträger 
(Investoren bzw. Projektentwickler).  
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Das Bebauungsplanverfahren und die  
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (2) 

• Die Öffentlichkeit wird am Planverfahren nach gesetzlichen Vorschriften

mindestens 1 Mal beteiligt, in der Regel 2 Mal.

• Bergedorf beteiligt seine Öffentlichkeit in der Regel auch darüber hinaus.

• Das Bergedorfer Modell sieht bis zu 4 Beteiligungen vor:

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 
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Das Bebauungsplanverfahren und die  
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (3) 

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 

Phase 1 

Vorgespräche 

Das Bergedorfer 4-Phasen-Modell 

Phase 2 

Öffentliche 
Plandiskussion 

Phase 3 

Folgeveranstaltung 
 zur ÖPD (ggf.) 

Phase 4 

Öffentliche 
 Auslegung 
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Das Bebauungsplanverfahren und die  
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (4) 

• Im Jahr 2012 wurden über die städtebauliche Entwicklung des
Plangebiets Gespräche mit Nachbarn geführt.

• Im Rahmen einer Öffentlichen Anhörung wurden verschiedene
Entwicklungsmöglichkeiten diskutiert.

• Ausgehend von der Anhörung haben die politischen Gremien des
Bezirks wohnungsbaupolitische Rahmenbedingungen für die Bebauung
formuliert.

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 

Phase 1 

Vorgespräche 
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Das Bebauungsplanverfahren und die  
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (5) 

− Die ÖPD stellt die „Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung“ dar; sie ist in vielen Planungsfällen
gesetzlich vorgeschrieben.

− Nicht nur Anwohner werden beteiligt, sondern alle Interessierte.

− Heute sollen wir die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung erörtern - mündlich.

− Die Planung ist noch nicht ausgearbeitet. Stellungnahmen der Fachdienststellen und Öffentlichkeit
sind noch nicht eingearbeitet bzw. abgearbeitet. Viele Fragen können noch nicht beantwortet
werden. Ggf. bestehen noch Alternativen.

− Der Stadtentwicklungsausschuss berät über Wortbeiträge und über das weitere Vorgehen. Wenn er
der Fortsetzung des Verfahrens zustimmt, wird der Plan ausgearbeitet. Ggf. beschließt er eine
Folgeveranstaltung, die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgeht.

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 

Phase 2 
Öffentliche 

Plandiskussion 
(ÖPD) 

Phase 3 

ggf. 
Folgeveranstaltung 

zur ÖPD 
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Das Bebauungsplanverfahren und die  
Mitwirkungsmöglichkeiten für die Öffentlichkeit (6) 

– Die Planentwürfe liegen in der Regel 1 Monat öffentlich aus.

– In diesem Zeitraum kann die Öffentlichkeit Stellungnahmen vorbringen -
schriftlich.

– Stellungnahmen können dann auch über das Internet abgegeben werden:
www.gateway.hamburg.de

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 

Phase 4 

Öffentliche Auslegung 
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Die Abwägung im Bebauungsplanverfahren (1) 

Der Leitgedanke des Bebauungsplanverfahrens: 

Die Abwägung 
Die öffentlichen und privaten Belange sind gegeneinander und 
untereinander abzuwägen.  

Was heißt „abwägen“? 
Fachliche Erkenntnisse, Informationen und Wünsche der Öffentlichkeit 
und der Träger öffentlicher Belange werden ausgewertet, d.h. 
▶ ermittelt,
▶ untersucht und
▶ bewertet.
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Die Abwägung im Bebauungsplanverfahren (2) 

• Bei sich widersprechenden Vorstellungen erarbeitet die Verwaltung
Abwägungsvorschläge aus fachlicher Sicht und unter Berücksichtigung
der politischen Vorgaben. Dabei können Stellungnahmen stärker
gewichtet werden als andere, oder es wird ein Kompromiss
vorgeschlagen.

• Die politischen Gremien diskutieren die Stellungnahmen und
Abwägungsvorschläge, auch unter politischen Gesichtspunkten.

• Der Bezirksamtsleiter trifft nach Beteiligung der politischen Gremien eine
Entscheidung.
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Nach Inkrafttreten des Bebauungsplans 

• Schriftliche Stellungnahmen der Öffentlichkeit werden schriftlich
beantwortet.

• Falls die FHH den Stellungnahmen nicht oder nur teilweise gefolgt ist, so
wird die Abwägung bzw. werden die Gründe erläutert.

• Ein Bebauungsplan kann gerichtlich im Rahmen einer
Normenkontrollklage überprüft werden. Voraussetzung ist, dass der
Kläger vom Plan betroffen ist und sich während der öffentlichen
Auslegung beteiligt hat.

• Soweit sind wir noch lange nicht …
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Rechtswirkung eines Bebauungsplans 

1. Ein Bebauungsplan setzt verbindlich fest, welche Bodennutzung bzw.
welche baulichen Anlagen zulässig sind.

2. Ein Bebauungsplan kommt erst dann zur Anwendung, wenn ein Antrag auf
Realisierung eines Vorhabens gestellt wird.

3. Ein Bebauungsplan stellt keine Baugenehmigung dar. Er ist „nur“ die
Grundlage für eine Baugenehmigung.

4. Ein Bebauungsplan regelt nicht die Finanzierung von Straßen, Gebäuden,
Ausgleichsmaßnahmen und dergleichen.
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Plankonzept 

• Aus der Ausschreibung ist ein bevorzugter Entwurf hervorgegangen.

• Dieser Entwurf zeichnet sich vor allem dadurch aus, dass er alle
wohnungsbaupolitischen und städtebaulichen Vorgaben einhält.

• Das Grundstück soll mit zwei bis dreigeschossigen Häusern bebaut werden.

• Insgesamt sollen nach Stand der Überlegungen 56 Wohnungen entstehen.

• Davon sollen 17 Wohnungen öffentlich gefördert entstehen

• Von diesen 17 Wohnungen sollen jeweils 5 senioren- und familiengerecht sein und
für Senioren bzw. Familien mit einem besonderen Wohnbedarf reserviert werden.

• Insgesamt sollen 40% der Wohnungen seniorengerecht und 40% familiengerecht
ausgeführt werden.

• Alle Wohnungen werden mit einer barrierereduzierten Grundausstattung versehen,
zwei darüber hinaus rollstuhlgerecht.

• Der Wohnungsmix entspricht den Forderungen der politischen Gremien.

• Ein Stellplatzkonzept ist in Arbeit (Tiefgarage, Besucher- und öffentliche Plätze).

• Der Entwurf ist offen für jegliche Diskussion, auch wenn er aussieht wie „fertig
durchkonzipiert“

• Weitere Merkmale wird Ihnen im Folgenden Frau Weidler vorstellen:



32 

Funktionsplan 

wrs – Architekten und Stadtplaner 
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Funktionsplan: Schwarzplan 

wrs – Architekten und Stadtplaner 
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Funktionsplan: Perspektive (beispielhafte Ideen-Skizze) 

wrs – Architekten und Stadtplaner 
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Bebauungsplanentwurf 
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Gutachten und Konzepte 

• Bestandteil des Bebauungsplanverfahren werden insbesondere
Untersuchungen zu folgenden Thema sein:
• Artenschutz
• Baumschutz
• Gewerbelärm

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 
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Landschaftsplanung/Naturschutz 

Freiraumplan 

Die Freiraumgestaltung ist zu konkretisieren. Hierbei ist eine naturnahe Entwicklung 
der Flächen an der Bille und die Entwässerung besonders zu berücksichtigen. 

Landschaftsplanerischer Fachbeitrag / Artenschutzfachbeitrag 

• Biotopkartierung und Baumbestandsuntersuchung
• Schutzgebiete
• gesetzlich geschützte Biotope
• Belange des besonderen Artenschutzes nach § 44 BNatSchG

• Potentialabschätzung
• Kartierung zu Vorkommen von Brutvögeln und Amphibien

• Auf Grundlage des landschaftsplanerischen Fachbeitrags und des
Artenschutzfachbeitrags werden Vermeidungs-, Minderungs- und
Ausgleichsmaßnahmen geprüft.

• Diese Maßnahmen werden im Bebauungsplan rechtsverbindlich festgesetzt.

Nennung von Bild-/Text-/Datenquellen 
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Bebauungsplanung 

Einige voraussichtliche Auswirkungen der Planung (Zusammenfassung) 

• Das brachliegende Grundstück wird teilweise bebaut oder mit gestalteten Freiflächen
versehen werden.

• Die Bille-Aue soll naturnäher gestaltet werden.

• Die Planung schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen für fast 50 Wohneinheiten,
überwiegend für Familien und Senioren.

• S-Bahn, Gewerbegebiet und Erholungsgebiet sind fußläufig erreichbar. Für andere
Nutzungen fehlen die Voraussetzungen oder die Nachfrage. Daher soll das Gebiet
entsprechend seiner Lagegunst wohnbaulich genutzt werden.

• Die Wohnungen sollen den Wohnungsmarkt entlasten.

• Das Verkehrsaufkommen wird zunehmen, aber weitgehend im Bereich der neuen Gebäude
abgewickelt werden können.

• Die Bewohner des Seniorenheims können die Fläche betreten, ohne dass sie Umwege
gehen müssen. So können sich interessante Begegnungen und Beziehungen zwischen dem
Seniorenheim und den neuen Bewohnern entwickeln.

• Das Seniorenheim mit seinen Bewohnern und Angeboten und die neuen Bewohner sollen
voneinander profitieren.



VIELEN DANK FÜR IHRE 
AUFMERKSAMKEIT 



40 

Anhang 
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  Bestand Auf der Bojewiese   Planung        Bestand        Bestand 
  Moosbergheim  Moosberg 

I I I I I 

II 

III ST 

II 

III 

II 

Thema: Einfügung in der Umgebung 

SD SD 

3 m 
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bstandsflächen 
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Konzept Wohnungsbau 

• Die Wohnungsbauprogramme weisen auf den großen Bedarf für Wohnungen hin,
insbesondere von familiengerechten Wohnungen mit zwei Zimmern und mehr:
• In Bergedorf gibt es einige Hundert Haushalte, die nicht ausreichend mit Wohnraum

versorgt sind;  die Tendenz ist seit Jahren steigend.
• Deshalb sieht das Bergedorfer Wohnungsbauprogramm den Bau von jährlich 800

Wohnungen vor.
• Die Zahl preisgünstiger Wohnungen nimmt kontinuierlich ab, z.B. wegen

• Angebot / Nachfrage: Wohnungen stellen knappe Güter dar.
• Sozialbindung fallen weg.
• Wohnfläche je Einwohner nimmt zu.
• Wohndauer in den Wohnungen nimmt zu.

• Daraus folgt ein sehr hoher Bedarf für Wohnungen, die öffentlich gefördert sind.
• Bezogen auf das Einkommen könnten 50% der Hamburger Bevölkerung öffentlich

geförderte Wohnungen beziehen.
• Um den Außenbereich möglichst zu schonen, sollen Flächen im Innenbereich, also Flächen,

die im Siedlungszusammenhang stehen, für Wohnungsbau genutzt werden.
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